
sungskonform begründet wird.116 Entpuppt sich eine von der Entschei-
dungsinstanz gegebene weitere Begründung allenfalls als unrichtig oder
gar als willkürlich, bedeutet dies keine relevante Grundrechtsverlet-
zung.117 Daher schadet die Verfassungswidrigkeit der Erstbegründung
nicht, wenn sich eine vom Gericht oder einer Behörde gegebene zusätz-
liche (Alternativ-)Begründung als verfassungskonform herausstellt.118

Umgekehrt schadet es auch nicht, wenn eine zusätzliche bzw. alternative
Begründung allenfalls verfassungswidrig ist, wenn die Erstbegründung
verfassungskonform ist.119

2.3.4 Zusatzbegründung
An sich nicht erforderliche Zusatzbegründungen, sogenannte obiter
dicta, können, so der Staatsgerichtshof, von vornherein keine Grund-
rechtsverletzungen darstellen.120
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